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Kleine Anfrage 332 

der Fraktion der SPD 


betr. Strafverfolgung von Verwaltungsangehörigen der 
Bundesministerien 


1 . Warum haben die zuständigen Bundesministerien trotz der Zusage 

des Herrn Bundesjustizministers vom 22. Februar 1956 - Druck- 
sache 2114 - zu Ziffer 1 nicht von sich aus dem Bundestag über 
den Fortgang der in den Kleinen Anfragen der Fraktion der SPD vom 
15. Dezember 1954 - Drucksache 1080 - und vom 11. Januar 
1956 - Drucksache 2016 - sowie den hierzu ergangenen 

Antworten vom 19. Januar 1955 - Drucksache 1156 - und vom 
22. Februar 1956 - Drucksache 21 14 - aufgeführten Strafverfahren 
gegen Vei waltungsangehörige des Bundes berichtet, obwohl es 
sich um schwere Fälle von Bestechung, Veruntreuung, Unter- 
sclilagungen u. a. handelt? Aus welchen Gründen bestehen auch 
jetzt, nachdem ein Teil der Strafverfahren mehr als fünf Jahre 
laufen, noch immer Hinderungsgründe für eine Berichterstattung? 

2. Was ist aus den unter „zu Ziffer 2” und „zu Ziffer 3” der 
damaligen Antwort des Bundesjustizministers vom 22. Februar 1956 
- Drucksache 21 14 - auf geführten Dienststrafverfahren, soweit sie 
nach jener Antwort nicht als erledigt angesehen werden können, 
geworden? 

3. Beruhen die Hinderungsgründc für die Fortführung der Verfahren 
u. a. auch darauf, daß die Bundesregierung eine Reihe von Zeu- 
gen, soweit sie im Dienste der Bundesregierung stehen, keine 
Aussagegenehmigung erteilt, obwohl es sich um strafbare Hand- 
lungen von Vcrwaltungsangehörigen handelt, an deren Auf- 
klärung auch die den Zeugen Vorgesetzte Dienststelle ein großes 
Interesse haben soll? 

4. Hält cs die Bundesregierung mit dem Ansehen eines Staats- 
sekretärs für vereinbar, daß er den gegen ihn erhobenen Vor- 
wurf der Bestechlichkeit nicht strafrechtlich verfolgen läßt, sondern 
sich mit einer einfachen Entschuldigung begnügt? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundestag künftig weiter 
über die Abwicklung der Strafverfahren zu berichten? 

6. Sind seit der Antwort des Bundesjustizministers vom 19. Januar 
1955 - Drucksache 1156 - weitere Strafverfahren gegen andere 
Verwaltungsangehörige hinzugekommen, und wenn ja, welche? 
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